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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anliegend übersende ich den von der Bundesregierung besdilosscnen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung der Polizei Verordnung über den 
Verkehr mit giftigen Pflanzenschutzmitteln 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 87. Sitzung am 20. Juni 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz folgende 
Änderung vorgcsdilagen : 

In § 1 wird hinter dem Wort „Rechtsverordnung” eingefügt: 
„mit Zustimmung des Bundesrates”. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Bundesregierung erklärt sich mit dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates einverstanden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 



Entwurf eines Gesetzes 


zur Änderung und Ergänzung der Polizeiverordnung über den Verkehr 

mit giftigen Pflanzenschutzmitteln 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Der ßundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
horsten die Anlage 1 zu der Polizeiverord- 
nung über den Verkehr mit gü tigen Ptlanzen- 
schutzmitteln vom 13. Eebruar 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 349) durch Rechtsverordnung 
zu ändern und zu ergänzen. 


§ 2 

Dieses Gesetz und die auf Grund des § 1 
zu erlassenden Rechtsverordnungen gelten 
auch im Lande Berlin, sobald das Land Berlin 
gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner Verfassung die 
Anwendung ciieses Gesetzes beschließt. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft und mit Aufhebung der 
im § 1 genannten Polizei Verordnung außer 
Kraft. 


Begründung 


Die Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
giftigen Pflanzenschutzmitteln vom 13. Fe- 
bruar 1940 (RGBl. I S. 349) läßt unter be- 
stimmten Voraussetzungen für besonders be- 
zeichnete giftige Pflanzenschädlingsbekämp- 
fungsmittel Erleichterungen von den sehr ein- 
schränkenden Abgabebestimmungen in den 
landesrechtlichen Vorschriften über den Ver- 
kehr mit Giften zu. In den letzten Jahren sind 
in der Schädlingsbekämpfung neuentwickelte 
Werkstoffe zur Anwendung gekommen, die 
wegen ihrer Giftigkeit in die landes- 
rechtlichen Vorschriften über den Verkehr 
mit Giften aufgenommen werden müssen. 
Um den Verkehr mit giftigen Mitteln 
zur Bekämpfung pflanzlicher Schädlinge 
nicht mehr als unbedingt notwendig zu er- 
schweren, ist die gleichzeitige Aufnahme die- 


ser Mittel in das Verzeichnis der Gifte der 
Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
giftigen Pflanzenschutzmitteln notwendig. 
Diese Polizeiverordnung ist Bundesrecht ge- 
worden. Die in ihrem § 13 enthaltene Er- 
mächtigung zum Erlaß von ergänzenden Vor- 
schriften ist nach Artikel 129 Abs. 3 GG er- 
loschen. Es bedarf also eines Gesetzes, um 
den Bundesminister des Innern zu ermäch- 
tigen, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten die Anlage I der Polizeiverordnung 
(Verzeichnis der Gifte) zu ergänzen oder zu 
ändern. 

Die Zuständigkeit des Bundes ist nach Ar- 
tikel 74 Nr. 19 GG gegeben. 



